
LEUTE in der Politik

Rezo, 29, YouTuber, hat sich vor der
Wahl noch einmal mit einem Video zu
Wort gemeldet und Korruption in der
Politik scharf kritisiert. In dem gut 43
Minuten langen Video knöpft er sich
die von einzelnen Unionspolitikern an-
gebahnten Geschäfte bei der Beschaf-
fung von Corona-Schutzmasken vor.
Auch hohe Parteispenden von großen
Unternehmen und Einflussnahmen
von Lobbyisten auf Gesetze prangert
er an. DerMannmit dem blauen Haar-
schopf war 2019 bekannt geworden,
als er mit dem Video „Zerstörung der
CDU“ viel Aufmerksamkeit erregt hatte
– damals kurz vor der Europawahl. Als
Parteien, die ausweislich ihrerWahl-
programme ammeisten gegen Kor-
ruption und Lobbyismus tun wollten,
nennt er Grüne und Linke, mit Abstri-
chen auch die SPD. (dpa)

Vitali Klitscko, 50, ehe-
maliger Profiboxer
und Bürgermeister der
ukrainischen Haupt-
stadt Kiew, hält in
Leipzig die Rede zur
Demokratie anläss-
lich des Gedenktages an die entschei-
dendeMontagsdemonstration gegen
das DDR-Regime vom 9.Oktober1989.
In Leipzig waren an diesem Tag nach
einem Friedensgebet in der Nikolai-
kirchemehr als 70000Menschen über
den Innenstadtring gezogen und hat-
ten gegen das SED-Regime demons-
triert. DerMassenprotest gilt als ent-
scheidendeWegmarke der friedlichen
Revolution in der DDR.WenigeWo-
chen später fiel die BerlinerMauer. Seit
2009 wird in Leipzig an jedem 9.Okto-
ber an die Ereignisse erinnert. (epd)

Thorsten Frei, 48, stell-
vertretender Vorsit-
zender der CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag,
macht sich für die er-
neute Nutzung der Vor-
ratsdatenspeicherung
in der Zukunft stark. Derzeit liegt die
Regelung in Deutschland auf Eis, bis
ein Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH) zum deutschen Vorgehen
vorliegt. Das Verfahren dort ist in der
Schlussphase, mit einemUrteil ist nach
früheren Angaben eines Gerichtsspre-
chers ab Februar zu rechnen. Wider-
spruch kam von der FDP. Bei der Vor-
ratsdatenspeicherung werden Anbieter
gesetzlich verpflichtet, die Telefon- und
Internetverbindungsdaten der Nutzer
zu sichern, damit Ermittler später dar-
auf zugreifen können. (dpa)

Gordon Brown, 70, frü-
herer britischer Pre-
mierminister, wird
Botschafter derWeltge-
sundheitsorganisation
(WHO) für die welt-
weite Gesundheitsfi-
nanzierung. „Als langjähriger Freund
von Gordon weiß ich, dass er einen
scharfen Intellekt, entschlossenes En-
gagement und einen tiefen Gerechtig-
keitssinn für seinen Botschafterposten
mitbringt“, erklärteWHO-Chef Tedros
AdhanomGhebreyesus. Brownwol-
le laut einerMedienmitteilung dabei
helfen, dass alle Menschen Zugang zu
einemGesundheitssystem hätten. Die
dringendste Aufgabe sei es, die Fi-
nanzierung für die Durchimpfung der
ganzenWelt gegen das Coronavirus zu
ermöglichen. (dpa)

Korruption in der Politik Rede zum Leipziger Lichtfest Für Vorratsdatenspeicherung Neuer Botschafter

DEUTSCHLAND

LEIPZIG

Linke distanziert sich
von Ausschreitungen
Die sächsische Linke hat
die Ausschreitungen bei der
Demonstration „Wir sind alle
LinX“ am Samstag verurteilt
und Stellung bezogen. Gewalt
sei kein akzeptablesMittel der
politischen Auseinanderset-
zung, hieß es. Auch Sprüche
oder Transparente, mit denen
menschenfeindliche Botschaf-
ten transportiert würden oder
auf denen zuGewalt aufgeru-
fen werde, lehneman entschie-
den ab. Bei der größten radikal
linkenDemonstration in Leip-
zig seit Jahren war es am Sams-
tag zu Ausschreitungen gekom-
men. (dpa)

RECHTSEXTREMISMUS

Gericht verbietet
„III. Weg“-Plakate
Das LandgerichtMünchen I
hat der rechtsextremen Par-
tei „Der III. Weg“ kurz vor der
Bundestagswahl per einstwei-
liger Verfügung das Aufhän-
gen vonWahlplakatenmit der
Aufschrift „Hängt die Grünen“
untersagt. Die Entscheidung
gilt bundesweit, wie eine Ge-
richtssprecherin sagte. Begrün-
det wurde das Verbot unter an-
derem damit, dass der Slogan
als Aufforderung zu einer Straf-
tat zu verstehen ist. Die Plakate
der Splitterpartei müssen nun
abgehängt werden. (AFP)

BUNDESTAG

SPD, FDP, Grüne wollen
neue Wahlrechtsreform
Spitzenpolitiker von SPD, FDP
undGrünen planen für die
nächste Legislaturperiode eine
neueWahlrechtsreform auch
gegenWiderstand der Union.
„Die derzeitige Rechtslage beim
Wahlrecht ist nur eine Zwi-
schenlösung“, sagte SPD-Parla-
mentsgeschäftsführer Carsten
Schneider. Die Parlamenta-
rische Geschäftsführerin der
Grünen, Britta Haßelmannn
sagte, die „völlig gescheiterte
Wahlrechtsreform“ der GroKo
gefährde Ansehen und Arbeits-
fähigkeit des Parlaments. FDP-
Fraktionsgeschäftsführer
Marco Buschmann sagte ange-
sichts des zu erwartenden XXL-
Bundestags, Union und SPD
hätten „völlig verantwortungs-
los“ agiert. (AFP)

ONLINE HEUTE
IHRE MEINUNG

Abstimmung vom 20.9.2021 .
Sind Sie für einen „Freedom Day“
auch in Deutschland?

51,75% – Ja, es ist Zeit für die Rück-
kehr der Freiheit. Die Briten zeigen,
dass es möglich ist.
48,25% – Nein, das Risiko ist zu groß.
Und die Motivation, sich impfen zu
lassen, würde dadurch gebremst.

Frage heute:War Olaf Scholz für Sie
der Sieger des TV-Triells am Sonntag?
www.suedkurier.de/umfrage

Berlin – Es sollte endlich das Signal für
den erhofften Aufschwung sein, doch
auch das dritte Fernseh-Triell brach-
te für Armin Laschet nur eine weitere
Enttäuschung.Mit deutlichemAbstand
landete der Unions-Kanzlerkandidat
auf Platz zwei hinter seinem Kontra-
henten Olaf Scholz von der SPD – und
das ist auch das Bild, das sich in den
Wahlumfragen verstetigt. Nur ein paar
Tage hat der CDU-Vorsitzende noch
Zeit, das Blatt zu wenden und mittler-
weile ist klar, wie das gelingen soll: Mit
einem Frontalangriff auf eine mögli-
che Regierungskoalition aus SPD, Grü-
nen und Linken. „Wir tun alles, um auf
Platz eins zu liegenund so stark zu sein,
dass ein solches Bündnis nicht zustan-
de kommt“, betonte Laschet in Berlin.
Für die Schwarzen sind die Roten in

Kombination mit einem grünen Farb-
tupfer das Schreckgespenst, das die
Wähler davon abhalten soll, SPD, Grü-
nenoder Linken ihre Stimmezugeben.
„Selbst wenndie SPDauf Platz zwei lie-
gen sollte, ist sie in der Lage, ein rot-rot-
grünes Bündnis zu bilden, je nachdem,
wie sichdasWahlergebnis ergibt“,warb
Laschet um Stimmen für die Union.
Selbst Kanzlerin Angela Merkel, die

sich im Wahlkampf zunächst eher un-
auffällig verhalten hatte, schaltet sich
in den Wahlkampfendspurt ein. Sie
tritt amDienstagabend zusammenmit
Laschet in Stralsund auf. Am Freitag
ist sie beim offiziellen Wahlkampfab-
schluss auf dem Nockherberg in Mün-
chen dabei. In praktisch letzterMinute
wird sie dann am Samstag in Laschets
Geburtsstadt Aachen zusammen mit
ihrem möglichen Nachfolger auf einer
Kundgebung erwartet.

Die Hoffnungen der Union richten
sich auf die zahlreichen noch unent-
schlossenenWähler. „Wir gehen davon
aus, dass imFeldderUnentschlossenen
noch zwei, drei Punkte für uns liegen
können“, verlautete ausder Parteispitze.
AusParteikreisenhieß es dazu,man sei
erleichtert, dass dieBriefwahl vielerorts
doch noch nicht soweit vorangeschrit-
ten sei, wie zunächst befürchtet. Die
Angst, viele Stimmen seien bereits un-
widerruflich anScholz gegangen, ist ge-
ringer geworden.
Die Union versuchte, Scholz im Zu-

sammenhang mit den Geldwäsche-Er-
mittlungen inder ihmuntergeordneten
Zollbehörde in Misskredit zu bringen.
Der SPD-Spitzenkandidat tauchte je-
doch bei einer eigens anberaumten Sit-
zung des Bundestags-Finanzausschus-
ses zu dem Thema überraschend doch
noch persönlich auf. Mit einem Erdbe-
ben rechnet bei CDU und CSU ohne-
hin niemand. Söder sprach von einem
„Wimpernschlagfinale“.

Laschet läuft die Zeit davon
➤ CDU-Chef enttäuscht auch
im dritten TV-Triell

➤ Unionskanzlerkandidat
landet hinter Scholz

Anhänger von SPD-Spitzenkandidat Olaf Scholz warten vor Beginn des dritten TV-Triells vor
dem Fernsehstudio im Berliner Stadtteil Adlershof auf dessen Ankunft. BILDER: DPA

Fans des Spitzenkandidaten von CDU/CSU in Berlin: Ihr Zuspruch nützte nichts, denn auch
diesmal konnte Armin Laschet in Umfragen nach der Sendung nicht überzeugen.

Annalena Baerbock (Grüne) nennt im dritten Triell den Klimaschutz die „Aufgabe unserer
Zeit“. Auch ihre Fans standen vor der Sendung parat.

„Wir tun alles, um auf Platz eins zu
liegen.“

Armin Laschet, Unionskanzlerkandidat

VON S TEFAN L ANGE
politik@suedkurier.de

➤ Das dritte Triell und damit den letz-
ten Dreikampf der Kanzlerkandidaten
im Fernsehen haben insgesamt 4,07
Millionen Zuschauer am Sonntag ver-
folgt. Das entspricht einer Einschalt-
quote von 12,9 Prozent. Die Privatsen-
der ProSieben, Sat.1 und Kabel Eins
hatten die Sendung zeitgleich übertra-
gen. DieModeration des Live-Formats
hatten Linda Zervakis und Claudia
von Brauchitsch übernommen.
➤ Das zweite Triell eineWoche zuvor
hatte bei ARD und ZDF 11,13Millio-
nen Fernsehzuschauer erreicht. Die
Sendung hatte dabei aber auch davon

profitiert, dass sie nicht gegen einen
„Tatort“ antretenmusste.
➤ Das erste Triell am 29. August haben
etwa 5,6Millionen Zuschauer verfolgt.
Es wurde von Pinar Atalay und Peter
Kloeppel bei RTL und ntvmoderiert.
➤ Beim Duell zwischen AngelaMerkel
undMartin Schulz 2017 hatten insge-
samt gut 16Millionen Leute zugese-
hen. Im Jahr 2013 hatten gut 17,5Mil-
lionenMerkel und Steinbrück verfolgt.
Mit etwa 21Millionen Zuschauern
hatte das Duell Schröder-Merkel 2005
die bisher höchste Zuschauerzahl aller
TV-Duelle. (dpa)

Weniger Zuschauer beim dritten Triell

Berlin - Während Union und Opposi-
tion sich vorne über die erwartete Ab-
wesenheit des SPD-Kanzlerkandidaten
echauffieren, huscht Olaf Scholz durch
den hinteren Eingang in den Saal. Ent-
gegen aller Erwartungen nimmt er am
Montagdochpersönlich ander Sitzung
des Finanzausschusses zur Affäre um
die Anti-Geldwäsche-Einheit FIU teil,
die seinen Wahlkampf nur Tage vor
dem Höhepunkt durcheinanderwir-
belt.
Damit hatte kaum jemand gerech-

net – und entsprechend hatten sie sich
angriffslustig präpariert: „Wer Respekt
plakatiert, der sollte auch den Respekt
gegenüber dem Parlament und gegen-
über der Öffentlichkeit leben“, betonte
der FDP-Politiker Florian Toncar. Jetzt
sitzt der Finanzminister doch da – und
nimmt seinen Kritikern den Wind aus
den Segeln. Rund 30 Minuten lang er-
klärt er die bereits erreichtenReformen
bei der FIU, dannbeantwortet er Fragen
aller Fraktionen, reihum,wie einZeuge
imUntersuchungsausschuss.
Warum er doch selbst kam, beant-

wortet Scholz nicht. Dass er eineWahl-
kampf-Veranstaltung in Baden-Würt-
temberg absagen musste, nervt ihn
sichtbar schon. Aber man habe ver-
sucht, alles möglich zu machen. War-
um dann der Hintereingang? „Ich bin
durch den Eingang gekommen, der auf
meinem Weg der nächste war“, sagt
Scholz nur. Die Opposition hätte auch
eine geheime Sitzung beantragen und
Scholz so zwingen können, persönlich
zu erscheinen.
Der Finanzausschuss wollte dem

Kanzlerkandidaten sechs Tage vor der
Bundestagswahl noch einmal richtig
auf den Zahn fühlen. Hintergrund sind
Ermittlungen gegen Mitarbeiter der
FIU, einer Anti-Geldwäsche-Spezial-
einheit des Zolls in Köln, die Scholz’
Finanzministerium zugeordnet ist.
FIU-Mitarbeiter sollen Hinweise auf
Geldwäsche oder Terrorfinanzierung
nicht rechtzeitig an Justiz und Polizei
weitergeleitet haben. IndiesemZusam-
menhang hatte die Staatsanwaltschaft
OsnabrückbeimFinanz- undbeim Jus-
tizministeriumangeklopft, umUnterla-
gen einzusehen.
Scholz wies die Vorwürfe gegen die

FIU zurück. Die Behörde habe in den
vergangenen drei Jahren mehr hinbe-
kommen als in den 30 Jahren zuvor. Sie
sei personell aufgestockt worden und
habe einemoderne IT-Struktur bekom-
men. DasMeldungsaufkommenwerde
weiter steigen. Die Kriterien, welche
Geldwäschemeldungen an Behörden
weitergegeben werden, würden weiter
verbessert. Scholz traf im Ausschuss
auchmit FIU-Chef Christof Schulte zu-
sammen– zumerstenMal in seiner Zeit
alsMinister persönlich.
Spekulationen über einen Wahl-

kampf-Hintergrund gab es, weil der
Chef der Osnabrücker Staatsanwalt-
schaft, Bernard Südbeck, ebenso CDU-
Mitglied ist wie Niedersachsens Jus-
tizministerin Barbara Havliza. Ein
Sprecher wies diese Spekulationen zu-
rück: Südbeck leite die Ermittlungen
nicht.

Scholz erscheint
im Ausschuss
VON THERES A MUENCH , DPA
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